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Jedes Jahr registriert die Polizei mehr als 2 Mio. Verkehrsunfälle, Tendenz steigend. Die Folgen eines 
Unfalls können also jeden treffen. Den Haftpflichtversicherungen entstehen dadurch hohe Ausgaben. 
Sie versuchen deshalb immer häufiger, die Unfallregulierungskosten weitest möglich zu reduzieren, 
manchmal auch auf dem Rücken der Geschädigten. Opfer eines Verkehrsunfalls kennen ihre Rechte 
oft nur unzureichend und schrecken meist vor einer gerichtlichen Durchsetzung ihrer Ansprüche 
zurück. Dieser Artikel gibt eine erste Orientierung, welche Schadensposten im Falle eines Unfalls 
geltend gemacht werden können. 
 
Juristen unterscheiden zwischen Sach- und Personenschäden. Zum Sachschaden gehören zunächst 
einmal die Reparaturkosten. Hier hat der Geschädigte ein Wahlrecht zwischen fiktiver (auch 
Abrechnung auf Gutachtenbasis genannt) und konkreter Schadensabrechnung. Letztere erfolgt schlicht 
durch Vorlage der Reparaturrechnung der Werkstatt. Liegt der Rechnungsbetrag im üblichen Rahmen, 
wir er meist anstandslos und ohne Abzug erstattet. Der Geschädigte muss den Wagen aber nicht 
zwingend reparieren lassen. Er kann den Schaden am Wagen auch belassen und Geld fordern. Bei 
einer solchen Abrechnung auf Gutachtenbasis werden diejenigen Kosten ersetzt, die laut 
Sachverständigengutachten bei einer (fiktiven) Reparatur anfallen würden. Auf eine tatsächliche 
Reparatur kommt es somit nicht an. Der Geschädigte hat die Wahl: Er kann sein Auto also entweder 
gar nicht, selbst oder günstiger als in der Werkstatt reparieren (lassen). Erstattet wird in diesem Fall 
allerdings nur der Nettobetrag der (fiktiven) Werkstattreparaturkosten, also keine Umsatzsteuer. Dies 
sollte man bei der eigenen Kostenkalkulation bedenken. Versicherungen ersetzen Reparaturkosten 
allerdings nur, soweit diese nicht mehr als 30 Prozent über dem Wiederbeschaffungswert liegen. 
Übersteigen die Reparaturkosten diese Grenze, liegt ein sog. „wirtschaftlicher Totalschaden“ vor, d.h. 
eine Reparatur wäre wirtschaftlich unsinnig. In diesem Fall ersetzen die Versicherungen nur den 
Wiederbeschaffungswert für ein gleichwertiges Fahrzeug. Ferner hat der Geschädigte Anspruch auf 
Ersatz des sog. „merkantilen Minderwertes“. Der Grund ist, dass ein Unfallfahrzeug (trotz 
fachmännischer Reparatur) später meist nur mit einem Preisabschlag weiterzuverkaufen wäre, was 
letztlich eine – wenn auch oft nur theoretische – Schadensposition des Geschädigten darstellt.  
 
Im Regelfall muss die Versicherung auch die Kosten des Sachverständigen übernehmen. Vorsicht ist 
hier allerdings bei Bagatellschäden geboten. Liegen die Reparaturkosten unter der (nach aktueller 
Rechtsprechung) Grenze von ca. 750 Euro, lehnt die Versicherung eine Übernahme von Gutachter-
Kosten oft mit Hinweis auf die sog. Schadensminderungspflicht ab. Ein Sachverständiger sollte daher 
nur nach einer ersten Begutachtung in der Kfz-Werkstatt bzw. nach Rücksprache mit der 
Haftpflichtversicherung beauftragt werden. Wichtig ist, dass der Geschädigte – entgegen mancher 
Auskünfte von Haftpflichtversicherern – auswählen darf, welchen Gutachter er beauftragt und in 
welcher Werkstatt er sein Auto reparieren lässt. Für den Ausfallzeitraum des Fahrzeugs kann der 
Geschädigte ferner ein Ersatzfahrzeug anmieten. Da es sich hierbei allerdings um eine sehr teure 
Schadensposition handelt, prüfen die Versicherungen oft sehr genau, ob dies wirklich nötig ist. Man 
muss damit rechnen, dass die Versicherung sog. „ersparte Eigenkosten“ (zwischen drei bis 15 Prozent) 
von ihrer Ersatzleistung abzieht. Viele Versicherer verzichten allerdings auf diesen Abzug, wenn ein 
klassentieferes Kfz angemietet wird. Im Zweifel (z.B. bei nur sehr geringer täglicher Fahrleistung) 
sollte der Geschädigte auf ein Ersatzfahrzeug verzichten und stattdessen den Nutzungsausfall geltend 
machen. Sowohl Nutzungsausfall als auch Mietkosten, werden allerdings nur bei einem tatsächlichen 
Ausfall des Pkws ersetzt – also nicht bei einer Abrechnung auf Gutachtenbasis. Auch Abschlepp- und 
Bergungskosten muss die Versicherung des Unfallgegners voll bezahlen. Ebenso die Kosten für den 
Rechtsanwalt des Geschädigten, sofern es sich nicht nur um einen Bagatellschaden handelt.  



 
Unter Personenschäden fallen Heilbehandlungskosten (z. B. Eigenanteil an Arzt- und Rehakosten, 
Medikamentenzuzahlung), Verdienstausfall und Schmerzensgeld. Letzteres ist häufig Grund für Streit 
mit den Haftpflichtversicherungen. Denn für die Höhe des Schmerzensgelds gibt es keine festen 
Regeln. Diese muss vielmehr in jedem Einzelfall individuell bestimmt werden. Zwar geben 
Schmerzensgeldtabellen eine grobe Orientierungshilfe - doch ersetzen diese keinesfalls eine 
detaillierte Darstellung aller für die konkrete Bemessung relevanten Gesamtumstände, die gegenüber 
der Versicherung vorzutragen sind. Um Beweisprobleme zu vermeiden, sollte sich der Geschädigte 
sofort ärztlich untersuchen lassen, wenn Anzeichen für eine Verletzung auftauchen. Wer etwa trotz 
Kopfschmerzen und Halsmuskelverspannung erst einige Tage später zum Arzt geht (etwa weil er 
hofft, dass sich das „von selbst wieder gibt“), dem kann es passieren, dass ihm das Schleudertrauma 
nun keiner mehr glaubt. Bei allen Schadensposten gilt es, sämtliche Positionen frühzeitig und so exakt 
wie möglich zu dokumentieren, insbesondere durch Quittungen, ärztliche Atteste und 
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen. Bei einem Unfall (Ausnahme reiner Bagatellschaden) lohnt der 
Gang zum Anwalt: Die Gegnerversicherung reguliert schneller und versucht weniger „Tricks“, der 
Geschädigte übersieht keine Schadensposten und die Anwaltskosten übernimmt die Gegenseite. Sollte 
es doch zum Prozess kommen, so hat der Anwalt frühzeitig die Beweise gesichert. © Graf & Partner 
Rechtsanwälte (www.grafpartner.com) 
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